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Nachbemerkung: 

Das Prinzip Hoffnung und die Zukunft der Linkspartei 
Klaus Dörre, geschrieben im März und April 2025 

Als ich nach meiner Abschiedsvorlesung im Sommer 2024 auf Wunsch der damaligen Parteivor-

sitzenden Janine Wissler als parteiloser Wissenschaftler online an einer Parteivorstandsitzung 

von Die Linke teilnehmen durfte, hätte ich im Anschluss keinen roten Heller auf das parlamenta-

rische Überleben der Partei gesetzt. Ich erlebte eine Debatte, wie sie entfernter vom Ideal einer 

solidarischen Mosaiklinken nicht hätte sein können. Eher schien es, als führe jedes Mosaikstein-

chen ein Eigenleben – und zwar ohne jegliches Interesse an einem Gesamtportrait. Auch nach dem 

Austritt von Sarah Wagenknecht und Gefolgschaft ging der Zerfall von Die Linke offenbar weiter. 

Gründe, der Partei den Rücken zu kehren, gab es vordergründig viele: Linker Antisemitismus, un-

klare Haltung zu den Kriegen in Gaza und der Ukraine, Abkehr vom sozialen Markenkern der Par-

tei etc. pp. Doch so unterschiedlich, ja geradezu gegensätzliche die Motive auch waren, von außen 

betrachtet wirkte es so, als verließen viele Offiziere noch vor ihrer Mannschaft das sinkende Schiff. 

Bekanntlich ist es trotz dieser Absetzbewegungen anders gekommen. Die Linke hat mit deutlich 

über acht Prozent der Stimmen ein – man kann ohne Übertreibung sagen – fast schon sensatio-

nelles Wahlergebnis erzielt. Zugleich ist die Mitgliederzahl aufgrund einer Eintrittswelle auf über 

120.000 gestiegen; vor allem junge Leute wollen in der Partei aktiv werden. Was sind die Gründe 

für diesen Erfolg? Meine These lautet, dass Die Linke sich – eher von den Ereignissen getrieben 

als im Sinne einer bewussten Ausrichtung – ansatzweise auf den neuen politischen Kampfzyklus 

eingestellt hat. Die Partei ist zu Adressatin einer Bewegung gegen den Rechtsruck im politischen 

System und der Gesellschaft geworden. Während sich andere demokratische Parteien von der ra-

dikalen Rechten treiben lassen, steht Die Linke für eine klare Opposition gegen die AfD, für eine 

eindeutige Absage an den Ausverkauf von Humanität, wie er derzeit das demokratische politische 

Spektrum prägt. 

 

Der neue Kampfzyklus 

Der wahlpolitische Erfolg ist das eine, ihn in eine Erneuerung linker, sozialistischer Politik zu 

übersetzen, ist eine Zukunftsaufgabe, die noch der Bearbeitung harrt. Links-grün gehört die Zu-

kunft, hatte ich zum Ende des Jahres 2024 in einem Interview mit der taz argumentiert und ge-

mutmaßt, dass sich möglicherweise eine neue Parteiformation herausbilden werde.1 Im parteiun-

abhängigen Jugendverband „Zeit für was Neues“ (neuerdings: Linksjugend), sah ich einen der po-

tenziellen Akteure für ein derartiges Unterfangen. Eine solche Neugründung ist nun erst einmal 

vom Tisch. Die Linkspartei hat das Mandat, die antifaschistische Opposition in wichtigen Teilen 

zu repräsentieren und sie im vor uns liegenden Kampfzyklus handlungsfähig zu machen. 

Neueinstellung auf einen politischen Kampfzyklus bedeutet zunächst, sich analytische Klarheit 

über das zu verschaffen, was künftig die politischen Agenden bestimmen wird. Schien es noch vor 

kurzen so, als stehe ein grüner Stakeholder-Kapitalismus vor dem Durchbruch, ist von dieser ka-

pitalfreundlichen Modernisierungsvision wenig geblieben. An den normativen Vorgaben eines 

grünen Stakeholder-Kapitalismus gemessen, zeichnet sich in vielen frühindustrialisierten Staaten 
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eine Rückwärtsbewegung ab. „Klima. Handel. Diversität: Das große Rollback“, überschrieb die 

Handelsblatt-Redaktion ihr Resümee des Weltwirtschaftsforums 2025. Weiter heißt es:  

„Davos war immer das Gipfeltreffen der Globalisierungsapologeten. Wer hierher fuhr, hatte den größten 

Teil seiner Karriere in einer Welt verbracht, die immer enger zusammenwuchs, in der weltumspannende 

Konzerne immer grenzenlosen Handel treiben konnten. Doch diese Welt gibt es nicht mehr. Vieles, was 

die Kosmopoliten in den vergangenen Jahren in den Schweizer Alpen beschworen, wickelt Donald Trump 

gerade ab – mit einer Willenskraft, einer Entschlossenheit und einer Geschwindigkeit, die selbst seine 

Anhänger überraschen dürfte: Deals statt multilateraler Diplomatie, Recht des Stärkeren statt Stärke des 

Rechts, ‚Drill, Baby, drill‘ statt grüne Energie“2. 

Was hier als Beginn eines „Post-Globalisierungs-Zeitalters“ angekündigt wird, führt möglicher-

weise zur Signatur der vor uns liegenden Epoche. Ein zentrales Problem vieler Visionen eines grü-

nen, nachhaltigen Stakeholder-Kapitalismus war, dass sie die Widersprüchlichkeit und Konflikt-

trächtigkeit des Wandels unterschätzten. Gesellschaftliche Transformationen von einer Reich-

weite, die sich mit den Auswirkungen der ersten industriellen Revolution vergleichen lassen, sind 

darauf angewiesen, dass ihre Protagonisten neue soziale Regeln kreieren und zivilgesellschaftlich 

verankern. Dies ist den politischen Kräften, die sich während der zurückliegenden Jahre für un-

terschiedliche Varianten eines Green Deal stark machten, nicht gelungen. Weil sie es nicht ver-

mochten, ökologische Nachhaltigkeit glaubwürdig mit sozialer Gerechtigkeit zu verbinden, haben 

sie ihre Mehrheitsfähigkeit eingebüßt und den Raum für politische Allianzen geöffnet, die unter 

völlig anderen historischen Bedingungen praktizieren, was der Staatstheoretiker Hermann Heller 

am Ende der Weimarer Republik für die Essenz eines autoritären Liberalismus hielt: 

„Die Bezeichnung dieser politischen Willensrichtung als Liberalismus rechtfertigt sich in erster Linie 

durch ihre Stellungnahme zum Kardinalproblem der Gegenwart, zur Frage der Wirtschaftsordnung. So-

bald nämlich von Wirtschaft die Rede ist, verzichtet der ‚autoritäre‘ Staat restlos auf seine Autorität und 

seine angeblich ‚konservativen‘ Wortführer kennen nur noch die eine Parole: Freiheit der Wirtschaft vom 

Staate!“3 

In der Gegenwart erleben wir die Wiederkehr eines autoritären Liberalismus in neuem Gewand, 

der auf die konfliktreiche sozial-ökologische und digitale Transformation reagiert, indem er die 

nationale Wirtschaft von bürokratischen Fesseln befreien und den Klimaschutz, so er überhaupt 

noch als relevantes Ziel angestrebt wird, in erster Linie den Marktkräften und dem technischen 

Fortschritt überlassen will. In dieser Konstellation müssen wir mit einem anti-ökologischen und 

zugleich antisozialen backlash rechnen, dessen Protagonisten digitale Technik nutzen, um die 

Herrschaft eines oligarchischen Kapitalismus mit entkernter Demokratie durchzusetzen und für 

lange Zeit zu befestigen. Das ist die politische Konstellation, vor deren Hintergrund linke, eman-

zipatorische Politik neu begründet werden muss. Blicken wir deshalb zunächst auf den Erfah-

rungsbericht eines parteilosen Sozialdemokraten, der eine Begegnung mit dem Shooting-Star der 

Linkspartei, mit Heidi Reichinnek schildert. 

 

Der Shooting-Star 

„Als parteiloser, aber prinzipienfester Sozialdemokrat habe ich eine Veranstaltung mit Heidi Reichinnek 

besucht, die ja der Shooting-Star dieses Wahlkampfes war. […] Als wir uns 30 Minuten vor der Veran-

staltung trafen, mussten wir uns in eine lange Schlange einreihen. Wir rätselten, ob wir noch in die Halle 

kommen, und mein Freund fragte sich durchaus ernsthaft, ob viele der Wartenden denn bereits wahlbe-

rechtigt seien. Dabei muss man wissen, dass es keine öffentliche Bewerbung in der analogen Welt gege-

ben hatte, in der wir beide uns bewegen. In der Halle versammelten sich 700 junge Leute. Ich kann mich 

nicht erinnern, dass es in den 1980er Jahren, als wir noch in der linken Szene aktivistisch unterwegs 

waren, eine derart große Saalveranstaltung gegeben hätte. Das Publikum war überwiegend weiblich, die 
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ersten beiden Rednerinnen am Saalmikro 17-jährige. Auffällig in der Fragerunde war: Es gab null ideo-

logische Beiträge (die ja bei Linken mit ihrem notorischen Besserwisser-Habitus immer zu befürchten 

sind), sondern es ging vor allem um Bürgergeld, Soziales und Gesundheitspolitik, also das ganze Alltags-

elend. […] Kurzum: Wir Alten waren sehr beeindruckt von so viel Hoffnung und jungem Enthusiasmus.“4 

Das Prinzip Hoffnung hat, zumindest wenn es um das politische Momentum geht, einen Namen. 

Es nennt sich Die Linke und sein Gesicht ist die ehemalige Krankenschwester Heidi Reichinnek. 

Der Autor des zitierten Erfahrungsberichts kommentierte seine Freigabe des Zitats mit der sar-

kastischen Bemerkung, wieder einmal für ein „sozialistisches Altherrenmagazin“5 zu liefern. Als 

jemand, der selbst zur Generation der Silberlocken zählt und ebenfalls bevorzugt in der analogen 

Welt lebt, sei mir deshalb eine persönliche Anmerkung erlaubt. Heidi Reichinnek, mittlerweile 

laut Demoskopie eine der populärsten Politikerinnen der Bundesrepublik, verkörpert eine ein-

drucksvolle Mobilisierung gegen den politischen Rechtsruck. Diese Gegenbewegung hat der 

Linkspartei zu einer zweiten Chance verholfen. Ob und wie diese Chance genutzt wird, müssen 

vor allem diejenigen entscheiden, die sich zu Tausenden neu organisieren. Statt nach „Schulung, 

Schulung, Schulung!“ zu rufen, ist, so meine ich, erst einmal „Zuhören, Zuhören, Zuhören!“ ange-

sagt.  

Das trifft auch für mich selbst zu. Nachfolgende Überlegungen zur Zukunft der Linkspartei sind 

deshalb als Beitrag zu einer tastenden Suchbewegung zu verstehen. Die gesellschaftliche Linke 

insgesamt und auch die Linkspartei müssen sich, so die These, neu erfinden. Sie haben sich auf 

einen Kampfzykluss einzustellen, der vom Kampf um eine neue Weltordnung, Kriegen, Aufrüs-

tung, einer radikalen Rechten auf dem Vormarsch sowie einem Rollback bei ökologischen und so-

zialen Nachhaltigkeitszielen geprägt sein dürfte. Wir werden aber auch mit dem anhaltenden Nie-

dergang einer kapitalistischen Formation konfrontiert sein, welcher selbst Teile der kapitalisti-

schen Eliten noch vor wenigen Jahren die Zukunftsfähigkeit abgesprochen hatten.6 Wie lässt sich 

unter solchen Bedingungen erfolgreich linke, emanzipatorische Politik betreiben? 

 

Netzkommunikation 

Beginnen wir den Antwortversuch mit dem jüngsten Strukturwandel der Öffentlichkeit und sei-

ner Bedeutung für emanzipatorische Politik. Dass eine Linkspolitikerin soziale Medien, die bis vor 

kurzem als Domäne von AfD oder FDP galten, erfolgreich nutzt, ist ein gutes Zeichen. Heidi 

Reichinnek erreicht offenbar eine Generation von digital natives, für die Printmedien und Nach-

richtensendungen in Funk und Fernsehen zu einer längst vergangenen Welt gehören. Doch wie 

stark können Bindungen sein, die auf Mobilisierungen in den sozialen Netzwerken beruhen? Eine 

Kommunikation, die um Wahrnehmung in den Aufmerksamkeitsmärkten konkurriert, kann allein 

keine dauerhafte politische Loyalität und Bindekraft erzeugen. Die digital zunächst sehr erfolgrei-

chen Freidemokraten, aber auch Sarah Wagenknecht und das BSW liefern den Beweis. Als Medi-

enstar und mit Dauerpräsenz in Talkshows wie im Netz, hatte Sarah Wagenknecht ihrer Partei zu 

einer fiktiven Stärke verholfen, die sich rasch verflüchtigte, als das BSW in Landesregierungen 

einzog, die wenig zum Besseren verändern werden. Mediale Aufmerksamkeit erreichen seither 

vor allem parteiinterne Konflikte und Intrigen. 

Kann es der Partei Die Linke ähnlich ergehen? Ausgeschlossen ist das keineswegs, denn das Prin-

zip Hoffnung reagiert empfindlich auf Enttäuschungen. Deshalb ist es wichtig, zunächst zu ergrün-

den, was junge Leute antreibt, die entgegen aller Prognosen in Scharen Linkspartei gewählt und 

zu Tausenden eine Mitgliedschaft beantragt haben. Um die Motive zu verstehen, ist ein Blick von 
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außen wichtig, über den Sarah-Lee Heinrich, ehemals Bundessprecherin der Grünen Jugend, ver-

fügt. Im Interview beschreibt sie die Stimmungslage unter den Jüngeren wie folgt:  

„Was wir erlebt haben, ist ein krasser Frust unter jungen Leuten, der auch zu sehr starken Wanderungen 

führt, was die Menschen mal politisch gut fanden und wo sie jetzt stehen. Sie sind so dermaßen ent-

täuscht von der etablierten Politik, dass sie das Gefühl haben, sie finden darin nicht nur keine Vertretung, 

sondern vor allem wird ihr Leben zunehmend schlechter. Und das ist nicht nur ein Gefühl, sondern eine 

Realität. Deshalb ist unser erster Ansatz auch nicht der Versuch, andere von linker Politik oder abstrak-

ten linken Idealen zu begeistern, sondern wir wollen sie dafür begeistern, sich gemeinsam für ihre Inte-

ressen einzusetzen, um in eine Selbstaktivität überzugehen und dadurch falsche Erzählungen von rechts 

entkräften, indem gezeigt wird, dass es auch andere Wege geben kann, dass das Leben besser werden 

kann, ohne Ausländer rausschmeißen zu müssen.“7 

Mit diesen Worten bringt, die ehemalige Grünen-Politikerin, die ihre Partei verlassen und die 

Linksjugend mitgegründet hat, auf den Punkt, was nicht nur junge Leute umtreibt. Das Vertrauen 

in die gesamte politische Klasse tendiert gegen null. Reform wird mit Verschlechterung gleichge-

setzt. Man ist diplomatische Floskeln leid, wünscht sich eine klare Sprache und verlangt von poli-

tischen Parteien allgemein und besonders von Die Linke, dass sie ihre Nützlichkeit beim alltägli-

chen Kampf um ein besseres Leben praktisch unter Beweis stellen.  

Um es klar zu sagen: Wenn engagierte Neumitglieder auf Strukturen treffen, die sich in bloßem 

parlamentarischem Mittun oder in ausgeprägten Sektenkämpfen der Zentralkomitees für ewige 

Wahrheiten erschöpfen, wird es mit dem Aufschwung der Linkspartei alsbald wieder vorbei sein. 

Deshalb sollte die Neuerfindung von Die Linke mit Fragen statt mit fertigen Antworten beginnen. 

Was erwarten die neuen Mitglieder von ihrer Partei? Welche Themen brennen ihnen auf den Nä-

geln? Wie stellen sie sich sinnvolles politisches Engagement vor? Die neue, noch im Entstehen 

befindliche Linkspartei wird sich für authentische Antworten interessieren müssen, denn davon 

hängt ab, ob es künftig gelingt, ihren Gebrauchswert, ihre gesellschaftliche Nützlichkeit zu bewei-

sen. 

 

Wen repräsentiert Die Linke? 

Von strategischer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang Antworten auf die Frage, welche ge-

sellschaftlichen Großgruppen Die Linke politisch repräsentiert. Meine Antwort dürfte überra-

schen: Die Linke ist eine Partei von – potentiellen – Lohnabhängigen, aber keine der Konventio-

nellen Arbeiterklasse. Zu diesem Befund gelangt man, wenn man die Vorstellung bricht, es gebe 

noch immer die eine Arbeiterklasse, die, der ewigen Dialektik von Einheit und Spaltung folgend, 

in alltäglichen Klassenkämpfen zu sich selbst findet, um letztendlich als Subjekt emanzipatori-

scher Politik zu agieren. Lohnarbeitsklassen müssen im 21. Jahrhundert im Plural buchstabiert 

werden. Sie unterscheiden sich nicht allein durch ihre Stellung in Arbeits- und (Re-)Produktions-

prozessen, sondern wesentlich durch Struktur und Volumen des jeweils verfügbaren Sozialeigen-

tums.8 

Sozialeigentum bezeichnet ein soziales Verhältnis, in welchem sich Individuen oder soziale Grup-

pen zu elementaren gesellschaftlichen Sicherheitsleistungen, sozialen und Partizipationsrechten 

in Beziehung setzen. Es verleiht den Klassenpositionen von Lohnarbeitenden einen kollektiven 

sozialen Status und macht aus proletarischen Existenzen Sozialbüger:innen. Soziales Eigentum 

kann als „Produktion äquivalenter sozialer Sicherungsleistungen“ bezeichnet werden, „wie sie zu-

vor allein das (kapitalistische, d. A.) Privateigentum lieferte“9. Die Verbindung von Klasse und Sta-

tus schließt eine Lücke, die David Lockwood bereits vor Jahrzehnten als zentrale Schwachstelle 
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der marxschen Klassentheorie identifiziert hatte.10 Klassenhandeln bedeutet für jene, die zur Kon-

ventionellen Arbeiterklasse zählen, gegenwärtig vor allem Kampf gegen Statusverlust, bestenfalls 

aber für Statusverbesserungen. Dabei findet ein ständiges, rational wie emotional motiviertes Ab-

wägen von Zielen und Mitteln statt. Solche Kalküle können dazu führen, dass die Verteidigung des 

Sozialbürgerstatus etwa bei Stammbelegschaften im Braunkohlebergbau, dem Öffentlichen 

Dienst, der Energiewirtschaft oder der Auto- und Zulieferindustrie gelegentlich ausgesprochen 

konservierende Züge annimmt.  

Was sich nach akademischen Spitzfindigkeiten anhören mag, besitzt (klassen-)politische Bedeu-

tung. Die Linke ist eine Partei mit überdurchschnittlich großer Verankerung in einer Neuen Lohn-

arbeitsklasse mit akademischer oder vergleichbarer Bildung, Überblick über ganze Produktions-, 

Güter- und Sorgeketten, aber ohne Verfügung über Produktionsmittel und auch ohne Kontroll-

macht über Personen. Diese soziale Großgruppe, zu der nach dem Jenaer Klassenmodell (vgl. Abb. 

2 in der Abschiedsvorlesung) 13,7 Prozent der Erwerbsbevölkerung gehören, ist an ihrer Haltung 

zu sozialer Ungleichheit und ökologischer Nachhaltigkeit gemessen, die durchschnittlich progres-

sivste Klasse.11 In ihren gesellschafts- und kapitalismuskritischen Teilen tendiert diese Klasse zu 

einer Grundhaltung, wie sie in der marxistischen Literatur des 20. Jahrhunderts teilweise der 

„Massenschicht Intelligenz“ zugeschrieben wurde. Kopfarbeiterinnen und -arbeiter zeichneten 

sich, so bereits der marxistische Sozialdemokrat Karl Kautsky, durch ihren weiten geistigen Hori-

zont aus. Sie kämen am leichtesten dahin, sich über Augenblicks- und Sonderinteressen „erhaben 

zu fühlen“ und „die dauernden Bedürfnisse der gesamten Gesellschaft ins Auge zu fassen und zu 

vertreten“12. Allerdings tendierten sie auch dazu, diese „dauerhaften Bedürfnisse“ aus einer Per-

spektive zu betrachten, die sich oberhalb der Klassengrenzen verorte.13 

Exakt dies ist in der Gegenwart bei großen Teilen der Neuen Lohnarbeiterklasse der Fall.14 Anders 

als den Zwischenschichten des frühen 20. Jahrhunderts steht akademisch gebildeten Lohnabhän-

gigen heute aber kein klassenbewusstes Proletariat gegenüber, das den Kopfarbeitenden man-

gelnde Kampfbereitschaft vorhalten könnte. Wenn gut die Hälfte eines Jahrgangs die Hochschul-

reife erwirbt, ist der Zugang zu akademischer Bildung kein Mittelklassenprivileg. Damit entfallen 

wichtige Kriterien, die Kautsky und nach ihm viele andere dazu animierten, eine höhere Bildung 

als Charakteristikum einer neuen Mittelklasse auszumachen, die, wie für Zwischenschichten üb-

lich, beständig zwischen den Kollektivinteressen der gesellschaftlichen Hauptklassen schwankt. 

In der Gegenwart bilden die akademisch oder vergleichbar qualifizierten Loharbeitenden die 

Klasse mit der größten Veränderungsbereitschaft und der geringsten Furcht vor Verwerfungen, 

wie sie der sozial-ökologische Umbau mit sich bringt. 

 

Verankerung in der Neuen Arbeiterklasse – eine Stärke   

Ein wichtiger Grund sind Struktur und Volumen des angeeigneten Sozialeigentums. Überdurch-

schnittliche berufliche Fähigkeiten machen die Klassenmitglieder, zumal unter den Bedingungen 

von Fachkräfteengpässen, relativ unverwundbar. Deshalb ist die Verbindung von moralischem 

Ungerechtigkeits- und ökologisch ambitioniertem Klimabewusstsein in dieser Klasse vergleichs-

weise stabil. Durchschnittswerte bei Einstellungsmustern dürfen aber nicht darüber hinwegtäu-

schen, dass die Neue Arbeiterklasse wie alle anderen Klassen auch, politisch nicht nur heterogen, 

sondern intern geradezu gespalten ist. Am linken Pol überwiegen weibliche Klassenmitglieder, 

die in Berufen mit interpersoneller Arbeitslogik tätig sind und auf einen radikalen Umbau des 

Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells drängen. Für Befragte wie Antonia, Vertrauensfrau bei 
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Opel Eisenach, ist charakteristisch, dass sie sich in Betriebsrat und Gewerkschaft für einen La-

bour-Climate-Turn15 einsetzen. Dabei sparen sie nicht mit Kritik an der Produktpalette des eige-

nen Werks: 

„Das ist jetzt eigentlich voll lustig, weil, ich arbeite im Automobilunternehmen, und ich sage wirklich, 

ganz ehrlich, also wirklich, Hand aufs Herz, für mich gibt es zu viele Autos. Ich finde, das ist ein reelles 

Thema. Ich stehe da absolut dahinter. Ich finde dann so Sprüche scheiße mit: ‚Ja, die Schüler haben alle 

keinen Bock auf Schule, wenn sie zu Fridays for Future gehen.’ Ich so: ‚Leute, das sind junge Menschen, 

die engagiert sind für eine wahre Sache, die einfach passiert. Ihr merkt das auch, dass das passiert. Ihr 

wollt es nur nicht euch eingestehen.’ Also ich bin da schon dafür, dass da unbedingt sich was wandelt, 

dass sich da was ändert, unbedingt. Ich weiß nicht, ob E-Mobilität wirklich der Heilige Gral ist, bin ich 

auch kritisch zum Teil“ (Vertrauensfrau, Neue Arbeiterklasse, Opel Eisenach).16  

Den progressiven Teilen der Neuen Arbeiterklasse stehen am entgegengesetzten Pol allerdings 

Gruppen gegenüber, deren konservierende Grundhaltung mit beruflichen Tätigkeiten in vorwie-

gend technischen Arbeitslogiken korrespondiert. Je nach Branche und Betrieb können sie, wie un-

sere Forschungen in der Stahl- und Zulieferindustrie belegen, ganze Belegschaften dominieren. 

Dass Die Linke in den progressiven Teilen der Neuen Arbeiterklasse stark präsent ist, muss indes 

als eine große Stärke betrachtet werden, der sich viele Parteimitglieder noch gar nicht bewusst 

sind. Die Handlungsfähigkeit früherer sozialistischer Arbeiterbewegung beruhte darauf, dass ihre 

Organisationen sich als Repräsentationen allgemeiner Klasseninteressen verstanden haben. Das 

jedoch „nicht in dem dümmlichen Sinn, sich zur Vertreterin von allen oder – noch schlimmer – 

einer ‚Mehrheit‘ zu erklären, sondern in dem Sinne, dass von den Beziehungen, die bei der Orga-

nisation der existenznotwendigen Produktion zwischen Menschen entstehen, ihre Freiheit ab-

hängt“17. In der Gegenwart kann man nicht mehr davon ausgehen, dass die Interessen einer In-

dustriearbeiterschaft, die um ihren sozialen Status kämpft, „gleichzeitig auch die Verteidigung des 

entscheidenden politisch-sozialen Subjekts“ bedeutet, das „ein tiefes eigenes Interesse an einer 

Gesellschaft freier Bürger“ hat, „in der Männer und Frauen endlich von der Fremdbestimmung 

durch den Herrscher, die Kirche oder das Eigentum entbunden sind“18. Deshalb birgt die starke 

Verankerung von Die Linke in der progressivsten Lohnarbeitsklasse eine doppelte Chance. Zum 

einen kann die Partei sich daran beteiligen, dieser Klasse zu einem hegemoniefähigen emanzipa-

torischen Selbstbewusstsein zu verhelfen, zum anderen trägt sie schon jetzt dazu bei, dass die 

Mitglieder dieser hochqualifizierten Neuen Arbeiterklasse den Blick nach unten, hin zur Konven-

tionellen Arbeiterklasse, zur Unteren Klasse und auf die gesellschaftlichen Exklusionsbereichen 

richten. Was dies bedeutet, kann anhand einige Erfolgsfaktoren beschrieben werden, die maßgeb-

lich zum wahlpolitischen Erfolg der Linkspartei beigetragen haben. 

 

Lernfähigkeit – das Beispiel KPÖ plus 

Wichtig ist, dass Die Linke aus ihren Fehlern und Wahlniederlagen gelernt hat. Im Rahmen der 

besagten Parteivorstandssitzung war das Beispiel der österreichischen KPÖ plus Gegenstand 

kontroverser Debatten. Deshalb sei ein knapper Exkurs zu diesem Fallbeispiel erlaubt, das wir in 

Graz und Salzburg empirisch untersucht haben.19 Anfang 2024 hatte die KPÖ plus in Salzburg, 

einer eher konservativen Stadt, die mit ihren Festspielen für international anerkannte Hochkultur 

steht, einen spektakulären Wahlsieg errungen. Von ihrem Spitzenkandidaten Kay-Michael Dankl 

angeführt, der aus der Grünen Jugend stammt und von dort in die zuvor scheintote Partei gewech-

selt war, beruhte das Wahlergebnis keineswegs auf bloßer Umverteilung von Stimmen innerhalb 

des linken Lagers. Ihren Erfolg verdankt die KPÖ Plus in erster Linie der Mobilisierung von 
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Nichtwählern. Trotz leichter Verluste hatte die Sozialdemokratie nach Jahren der Niederlage mit 

knapp 26 Prozent der Stimmen ihren Platz als stärkste Partei zurückerobert. Nur knapp dahinter 

triumphierte die linke Konkurrenz, die ihren Stimmenanteil um nahezu 20 Prozent steigern 

konnte. Gemeinsam mit den Grünen gab es eine linke Mehrheit von fast 62 Prozent. Wahlverlierer 

waren die Konservativen, die mit einem Verlust von 16 Prozentpunkten abgeschlagen auf dem 

dritten Platz landeten. Die Rechtspopulisten konnten zwar leicht zulegen, doch mit weniger als elf 

Prozent der Stimmen haben sie keinen Einfluss auf politische Mehrheitsbildungen.  

Sicher haftet dem Wahlergebnis Lokalkolorit an, weshalb sich vorschnelle Verallgemeinerungen 

verbieten. Auf nationaler Ebene hat die KPÖ plus ihre spektakulären lokalen Wahlerfolge nicht 

wiederholen können. Die Kräfteverschiebungen bei kommunalen und regionalen Wahlen signali-

sieren jedoch, dass „linke Politik Mehrheiten erreichen kann“, sofern sie „von gewinnenden Leu-

ten vorgetragen wird“20. Sie „zeigt zudem, dass soziale Themen wahlentscheidend sind, auch 

wenn sie neben den rechtspopulistischen Reizthemen medial vernachlässigt werden.“21 

Das Salzburger Beispiel bietet deshalb Fingerzeige, wie linke Politik von unten erfolgreich orga-

nisiert werden kann. Zunächst geht es darum, politische Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen. Die 

jungen KPÖ-plus-Politikerinnen und Politiker wählen aus der Fülle an Strukturproblemen das je-

weils brennendste aus. Das ist in Salzburg wie auch in Graz die Wohnungsfrage, die seitens der 

KPÖ plus zum zentralen politischen Thema gemacht wird. Selbstverständlich bearbeitet die Partei 

das gesamte Spektrum an politisch relevanten Krisenphänomenen – im Diskurs und im Rahmen 

geeigneter Veranstaltungen. Dabei folgen sie dem Grundsatz, das Gemeinsame nach vorne und 

das Trennende hinten an zu stellen. Glaubwürdig sind die Mandatsträgerinnen und -träger der 

Partei, weil sie anders agieren als konventionelle Politikerinnen und Politiker. Die KPÖ-Parlamen-

tarierinnen und -parlamentarier akzeptieren eine Gehaltsobergrenze von etwa 2.300 Euro. Der 

verbleibende, durchaus beträchtliche Überschuss fließt in einen Sozialfonds, dessen Mittel im 

Rahmen von Sozialsprechstunden an Bedürftige vergeben werden, um so Hilfe zur Selbsthilfe zu 

ermöglichen.  

Viele der neu ins Parlament eingezogenen KPÖ-plus-Mitglieder bleiben auf Teilzeitbasis im Beruf. 

Reine Politprofis wollen sie nicht werden, Karrierismus lehnen sie ab. Regierungsämter streben 

sie nur an, sofern sich, wie in Graz, wo die Partei die Bürgermeisterin stellt, wirklich etwas zum 

Guten verändern lässt. Faule Kompromisse lehnen sie ab. Ihr Hauptgegner ist die konservative 

ÖVP, die sich inhaltlich, so die Wahrnehmung, nur noch graduell von den Rechtspopulisten unter-

scheidet. Grüne und Sozialdemokraten sind politische Konkurrenten, doch man begegnet ihnen 

ohne Häme. Der gesamte Politikansatz der KPÖ Plus zielt darauf, die soziale Basis für progressive 

Reformen zu erweitern. Man setzt auf solidarische Distanz, auf politische Polarisierung innerhalb 

des im weitesten Sinne demokratischen Spektrums. Der noch immer sehr kleine Kreis von Aktiven 

achtet mit Argusaugen darauf, dass untereinander ein solidarischer Umgang gepflegt wird. Die 

Genossinnen und Genossen kennen und mögen sich. Sie arbeiten gern zusammen. Sich und ande-

ren das Leben ein wenig besser zu machen, verleiht ihrem Engagement auch subjektiv Sinn. Das 

klingt banal, ist aber ein kaum zu überschätzender Faktor, der das anstrengende Engagement per-

sönlich überaus attraktiv macht. Man sollte die Beispiele aus Salzburg und Graz nicht überhöhen. 

Die KPÖ-Plus-Politikerinnen und Politiker selbst verbitten sich jeglichen Hype. Und drei Prozent, 

die die Partei bei nationalen Wahlen anstrebte, aber nicht erreichte, kämen für die deutsche Links-

partei einem politischen Destaster gleich. 
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Einigkeit und klares Profil   

Dennoch macht gerade der Salzburger Fall deutlich, woran es der Linkspartei lange fehlte. Unter 

dem Druck von Krisen und rechtsradikalen Anfeindungen kommt es auf Basales, auf solidarische 

Umgangsformen und authentische, fachkompetente Persönlichkeiten an. Ohne Beachtung dieser 

elementar wichtigen Erkenntnis – das bewusste Schaffen organisatorischer Strukturen, die soli-

darisches Handeln stützen, wird die Neuerfindung der Linken nicht gelingen. Zumindest im Bun-

destagswahlkampf hat Die Linke das beherzigt. Ob das Beispiel der KPÖ plus dabei von Bedeutung 

war, sei dahingestellt. Immerhin ist die Praxis der KPÖ plus zumindest der Co-Parteivorsitzenden 

Ines Schwerdtner gut bekannt. Bedeutsam ist, darin der KPÖ plus vergleichbar, dass die Partei 

geschlossen auftrat, das Trennende zurückstellte und sich ein klar erkennbares politisches Profil 

zulegte. Die Linke steht nun wieder für die soziale (Klassen-)Frage. Mit dem Mieten-Thema und 

der Forderung nach Umverteilung von oben nach unten („Tax the Rich!“) hat sie einen Ansatz ge-

wählt, der es ihr ermöglicht, soziale Gerechtigkeit jenseits von Lohn- und Gehaltsfragen politisch 

glaubwürdig einzuklagen. Nicht Betriebe und Unternehmen, sondern Städte und urbane Ballungs-

räume sind zum Katalysator für Bewegungen geworden, die sich gegen etwas wenden, was Marx 

als sekundäre Ausbeutung bezeichnet hat – Mietwucher, steigende Heilkosten und Nahrungsmit-

telpreise und Einschränkung des Rechts auf barrierefreie Mobilität. 

Wichtig ist zudem, dass die Linke sich klar zu einer politischen Frage positionieren konnte, die 

selbst aus der Perspektive politischer Eliten dringend der Klärung harrt. Gemeint ist die Schul-

denbremse und die mit ihr verbundene Fiskalpolitik. Dass dieses Austeritäts-Regime angesichts 

bröckelnder Infrastrukturen nicht würde aufrecht zu erhalten sein, ist eine Position, die selbst aus 

der Perspektive eines ideellen Gesamtkapitalisten mehr als vernünftig klingt. In dieser Frage, so 

kann man sagen, weiß die Linkspartei Bevölkerungsmehrheiten hinter sich. Dass die künftigen 

Regierungsparteien in einer Art Coup noch mit der alten Bundestagsmehrheit, wenngleich inkon-

sequent und im Rahmen eines gigantischen Aufrüstungsprogramms, de facto von der Schulden-

bremse Abschied genommen haben, unterstützt diese These. 

 

Haustürwahlkampf und Bewegungspartei 

Ein weiterer Erfolgsfaktor ist, dass Die Linke vom Political Organizing gelernt hat, wie es zunächst 

seitens bewegungsorientierter Strömungen in den Gewerkschaften erprobt worden war. In 

Leipzig hatte ein Haustürwahlkampf, der auch auf solchen Erfahrungen beruhte, zum Gewinn ei-

nes Direktmandats für Nam Duy Nguyen geführt und der Partei das Überleben im sächsischen 

Landtag gesichert. Der Haustürwahlkampf, wie ihn Teile der Partei in Leipzig, Berlin und anderen 

Orten auch während der Bundestagwahl betrieben haben, ist weit mehr als eine Wahlkampfstra-

tegie. Es geht darum, angemessene Antworten auf die Krise des Politischen zu finden und die Kom-

munikation zwischen politischer Organisation und der Zivilgesellschaft jenseits des Kernstaates 

überhaupt erst wieder zu ermöglichen. Marlen Borchardt, Die Linke Leipzig, beschreibt das so:  

„[…] was eigentlich hinter dieser ganzen Kampagne steht, ist die Überlegung: Wie gewinnt die Linke eine 

neue Verankerung in der Gesellschaft, explizit in Leipzig, in der Stadt? Und wie schaffen wir diese Ver-

ankerung systematisch, aber auch in einem angemessenen Tempo? Unsere Erfahrungen aus dem vor 

allem betrieblichen Organizing zeigen: Halt, Verankerung, Vertrauen, Überzeugung sind essenziell. Vie-

les beruht auch auf persönlichen Kontakten und Einzelgesprächen, also darauf, dass man sich wirklich 

zur Brust nimmt, mit so vielen Menschen wie möglich persönlich zu sprechen. Daraus ist diese Haustür-

strategie geworden. Unser allererster Gesprächseinstieg an den Türen ist immer: ‚Hey, ich bin von der 
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Linken, wie geht es dir denn?‘ […] Aktuell gehen wir mit der Heizkostenkampagne der Linken an die 

Haustüren. Da beginnen wir auch mit der Frage, wie es den Menschen geht und ergänzen dann: ‚Wissen 

Sie eigentlich, dass es möglich ist, dass Sie von Ihren Heizkosten 15 Prozent zurückholen können?‘ Wir 

gehen das nicht zufällig an, sondern strukturiert […] Diese Kampagne ist auch von dem Anspruch getra-

gen, Politik anders zu machen. Wir haben gemerkt, dass Die Linke in einem bürgerlichen System verliert, 

da alles nach einer Logik funktioniert, nach der wir Sozialist:innen eigentlich nicht arbeiten wollen und 

den Leuten das reale Gefühl gibt, dass sich eh kein Schwein für sie interessiert. Und damit haben sie auch 

recht. Deshalb haben wir uns gefragt, wie wir in einem System, das nicht zu unserem Vorteil funktioniert, 

Zugänge aufbauen können, dass die Menschen wieder Mitbestimmung erleben. Daher diese Forderungs-

findung über die Haustürbesuche. Wir haben dafür auch eine Stadtteilversammlung im Sommer ausge-

richtet, bei der 250 Leute waren. Auf der Versammlung haben wir dann diese Forderungen durchgespro-

chen und die Möglichkeit gegeben, dass Leute ihre Lebensgeschichte erzählen und damit die Forderun-

gen untermauern konnten. Das war ein Weg zu sagen: ‚Das ist euer Wahlkampf, euer Wahlkreis, eure 

Stadt, euer Kandidat. Nicht nur für euch, sondern mit euch wollen wir diese Politik machen.‘22 

Diese Art emanzipatorische Politik von unten zu machen, ist m. E. innovativ und ein Schlüssel zum 

Erfolg. Sie bietet neuen Mitgliedern die Möglichkeit, sich aktiv zu beteiligen. Und sie ist ein Weg, 

(nicht nur) die konventionelle Arbeiterklasse in ihren Lebensräumen zu erreichen.  

 

Opponieren und/oder Regieren? 

Deshalb ist die Kritik, ein solcher Ansatz verzerre die Wahlchancen von Direktkandidatinnen und 

-kandidaten, wie er auch innerhalb der Linkspartei laut wird, unbegründet. Es handelt sich um ein 

ausgesprochen interessantes Konzept für eine Bewegungspartei, die anders sein will als die etab-

lierte parlamentarische Linke. An Grenzen stößt diese Konzeption, weil sich nicht jederzeit, über-

all und dauerhaft genügend Aktive finden werden, die sich durch ständige Mobilisierbarkeit aus-

zeichnen, an immer neuen Face-to-Face-Kontakten interessiert sind und sich in Bottom-up-Initi-

ativen engagieren. An Grenzen stößt sie auch, wenn es darum geht, Forderungen etwa nach be-

zahlbaren Mieten und Heizkosten politisch durchzusetzen. Manches geht aus der Opposition her-

aus, doch Parteien, auch linke Parteien, benötigen eine Macht- und das heißt in parlamentarischen 

Demokratien gegebenenfalls eine Regierungsoption. Deshalb wäre es fatal, wenn Die Linke das 

Nicht-Regieren zu einem Dogma erheben würde. Eine reine Oppositionshaltung ist schon deshalb 

schwer möglich, weil die Partei – etwa in Thüringen oder Sachsen – punktuell mitregiert ohne 

direkt an den Landesregierungen beteiligt zu sein.  

Fahrlässig ist jedoch, wenn eine Regierungsbeteiligung um jeden Preis zu politischer Profillosig-

keit führt. In Mecklenburg-Vorpommern und Bremen gibt es augenscheinlich solche Tendenzen. 

Es liegt mir fern, mich an internen Strömungskämpfen der Linkspartei zu beteiligen. Wenn Lan-

desverbände von Die Linke ohne Not in einem demokratiepolitisch bedenklichen Verfahren und 

an der neuen Bundestagsmehrheit vorbei milliardenschweren Paketen nicht nur für Infrastruk-

tur, sondern eben auch für Aufrüstung zustimmen, nimmt die Glaubwürdigkeit der Partei Scha-

den. Mag sein, dass die Zustimmung Resultat einer Erpressung seitens der stärkeren Koalitions-

partner war, doch das Abstimmungsverhalten wirkt wie ein Schlag ins Gesicht der neuen Partei-

führung und könnte sich schon bei künftigen Landtagswahlen rächen. Die Schlussfolgerungen aus 

solchem Verhalten kann nur lauten, dass eine Regierungsbeteiligung an klare inhaltliche Kriterien 

gebunden sein muss, deren Verletzung dann gegebenenfalls auch zur Aufkündigung von Regie-

rungsbeteiligungen führt.  
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Starkes Zentrum 

So zu verfahren, setzt eine strategische Beweglichkeit voraus, die der alten Linkspartei abhand-

engekommen war. Entweder agierte man, wie z.B. in Thüringen, nur noch als Regierungspartei, 

oder man verlegte sich, wie in den meisten westlichen Bundesländern, aufs bloße opponieren. Die 

neue Parteiführung wirkt strategisch wie taktisch beweglicher. Konflikte, die daraus resultieren, 

dass interne Strömungen ihre Profilierungsbedarfe über den Erfolg der Gesamtpartei stellen, hat 

sie bisher gut wegmoderiert. Wenn das auch in Zukunft gelingen soll, benötigt Die Linke allerdings 

ein politisches Zentrum mit Ausstrahlung, das in der Lage ist, die Stärken der unterschiedlichen 

Politikansätze, die in der Partei auch nach dem Abgang des Wagenknecht-Flügels noch immer ver-

treten sind, auf produktive Weise zu nutzen. Nicht nur Heidi Reichinnek, auch die Co-Vorsitzenden 

Jan van Aken und Ines Schwerdtner haben, so scheint es, das Zeug dazu. Erfolgreich agieren kön-

nen sie, wie viele andere, die in der Partei Verantwortung übernehmen, aber nur, sofern ein strö-

mungsübergreifendes Bewusstsein gestärkt wird, dem klar ist, dass es unterschiedliche Strate-

gien sozialistischer Handlungsfähigkeit gibt, die nur gemeinsam erfolgreich sein können. Es bleibt 

keine Zeit, alte linke Sektenkämpfe erneut auszutragen und Strömungsinteressen den Perspekti-

ven der Gesamtpartei überzuordnen. Die politischen Gegner sind zu mächtig als dass sich die Par-

tei Die Linke wie auch die gesellschaftliche und politische Linke insgesamt derartiges noch einmal 

leisten könnten. 

 

Die weißen Elefanten im Raum 

Dies vor Augen, stellt sich sofort die Frage, wie mit den weißen Elefanten im Raum umzugehen 

ist, für die linke Politik gegenwärtig keine Lösungen anzubieten hat. Spaltende Themen gibt es 

genug: Der Krieg in der Ukraine und deutsche Waffenlieferungen, linker Antisemitismus, der Ha-

mas-Terror und die Verbrechen der israelischen Armee in Gaza, das Migrationsregime und vieles 

andere mehr. Die Linke wird nicht umhinkommen, zu allem eigene Positionen zu entwickeln. Das 

ist konstruktiv nur zu machen, sofern als Prämisse formuliert wird, was der politischen Realität 

entspricht: Gleich welche Position man beispielsweise im Ukraine-Krieg bezieht – man gerät un-

weigerlich in ein Dilemma. Was heißt es genau, wenn man mit der angegriffenen Ukraine solida-

risch sein möchte, aber Waffenlieferungen, also auch den Export von Luftabwehrsystemen, prin-

zipiell ablehnt? Wie kann sich die Ukraine gegen täglichen Drohnenbeschuss auf zivile Ziele und 

lebensnotwendige Infrastruktur wehren? Soll sie kapitulieren? Wie ist zu bewerten, dass die Pu-

tin-Administration selbst nach der Demütigung Selenskyjs durch Donald Trump und der Forde-

rung nach einem Frieden zu russischen Bedingungen den Krieg weiter eskaliert? Was sind die 

Alternativen zu Aufrüstungsprogrammen, die – mit dem britischen Historiker E. P. Thompson ge-

sprochen – schon deshalb eine neue Form des Exterminismus, der potenziellen Massenvernich-

tung, darstellen, weil sie dem überfälligen sozial-ökologischen Umbau die so dringend benötigten 

Ressourcen entziehen? Sprechen wir es in aller Klarheit aus: Um tragfähige Antworten für eman-

zipatorische sozialistische Politik muss erst noch gerungen werden – und das nicht nur in Sachen 

Krieg und Frieden, sondern mit Blick auf alle weißen Elefanten, die im Raum stehen.  

Hier ließe sich nutzen, was sich im Wahlkampf bereits andeutete. Die Linke hat, wohl erstmals in 

ihrer Geschichte, die Chance, zu einer wichtigen Adresse für die linke und linksliberale Intelligenz 

zu werden. Dazu muss sie überwinden, was alle politischen Parteien auszeichnet, seitens der 
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Linkspartei jedoch in geradezu schmerzhafter Weise praktiziert wurde. Sie sollte tunlichst alle 

Versuche unterlassen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler für Parteizwecke zu instrumen-

talisieren. Nichts ist im wissenschaftlichen Feld tödlicher als der Ruf, in Parteiabhängigkeit zu 

agieren. Und nichts schadet der Wahrheitssuche mehr als eine vordergründige Parteilichkeit. Die 

Linkspartei sollte deshalb Räume für einen Typ der Wissensproduktion schaffen, der dem Prinzip 

einer öffentlichen Wissenschaft verpflichtet ist. Es geht um die Programmatik und Praxis einer 

Wissenschaft, die in kritischer Solidarität mit der gesellschaftlichen und politischen Linken prak-

tiziert, was der jüngst auf tragische Weise ums Leben gekommene Soziologe Michael Burawoy als 

Grundprinzip eines soziologischen Marxismus definiert hat:  

„Der soziologische Marxismus gibt theoretische Gewissheiten und praktische Imperative auf und ver-

sucht stattdessen, eine Balance oder einen Dialog zwischen Theorie und Praxis zu erreichen. Es geht ihm 

nicht nur darum, die Welt zu verändern, um sie besser zu verstehen. Wir spüren reale Utopien auf, die 

die kollektive Fantasie in Schwung bringen, aber wir befragen sie auch in Bezug auf ihre mögliche Ver-

allgemeinerbarkeit“23.  

Diesen Typus der Wissensproduktion zu fördern, ohne ihn an enge Parteiinteressen zu binden, 

wäre etwas wirklich Neues und böte zugleich die Möglichkeit, strittige Großthemen in konstruk-

tiver Kontroverse zu bearbeiten. 

 

Realitätssinn und utopischer Überschuss 

Thematische Diskursfähigkeit erübrigt nicht, nach einem klaren politischen Profil zu suchen, das 

geeignet ist, in das politische Handgemenge einzugreifen, um Kräfteverhältnisse zu verändern. 

Dabei muss eine produktive Balance zwischen utopischem Überschuss und alltäglicher Interes-

senpolitik zwecks des Nachweises gesellschaftlicher Nützlichkeit geben. Sarah-Lee Heinrich for-

muliert das so:   

„Wir wollen junge Menschen erreichen, die das Gefühl der Einsamkeit und der ständigen Konkurrenz 

haben, und fragen, ob wir dem mit konkreten Projekten vor Ort etwas entgegensetzen können. Können 

wir wieder Begegnungsorte schaffen? Können wir uns gemeinsam für etwas einsetzen? […] Wir glauben, 

dass es aber auch nicht reicht, keine Konflikte zu führen, sondern am Ende muss das System grundlegend 

geändert werden – das ist unsere Position als Linke“24.  

Ein ökologischer Sozialstaat, der Wohlhabende gemäß ihres ökologischen und Klimafußabdrucks 

an den Kosten der sozialökologischen Transformation beteiligt, könnte ein Übergangsprojekt 

sein, das alltägliche Interessenpolitik und Systemkritik verbindet. Grundsätzlich hat demnach für 

die Verteilungseben zu gelten: Je größer der Klimafußabdruck, desto umfangreicher muss auch 

der Beitrag sein, der einen ökologischen Sozialstaat finanziert. Nur so lässt sich korrigieren, was 

Forschungen zum Verhältnis von sozialer Ungleichheit und klimaschädlichen Emissionen belegen 

– den unverhältnismäßig hohen Emissionsausstoß kapitalistischer Eliten, der vor allem zulasten 

der ärmeren Bevölkerung geht. 

Das genannte Prinzip zur Anwendung gebracht, werden die Themen für linke Politik künftig auf 

der Straße liegen. So wird der CO2-Preis in den nächsten Jahren deutlich steigen – zu Lasten der 

kleinen Geldbörsen. Diesel, Benzin, Heizkosten, Mieten, Nahrungsmittel etc. werden dann deutlich 

teurer. Ein sozialer Ausgleich ist unter der schwarz-roten Koalition eher nicht zu erwarten. Will 

man die daraus resultierenden Themen nicht der radikalen Rechten überlassen, muss Die Links-

partei, muss die gesamte Linke aktiv werden. Wichtige Forderungen liegen auf der Hand: Abschaf-

fung der Schuldenbremse, jährlich mindestens drei Prozent des BIP für den sozialökologischen 
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Umbau, wie das Agora Energiewende fordert, Aufrüstungsstopp und Investitionen nicht nur in die 

physische, sondern auch in die soziale Infrastruktur. 

All das wird die Linkspartei nicht allein erreichen. Sie kann jedoch zur Architektin neuer zivilge-

sellschaftlicher Allianzen werden, in denen Gewerkschaften, Klimabewegung, Sozialverbände und 

viele andere Akteure der demokratischen Zivilgesellschaft mit der politischen Linken zusammen-

arbeiten. Dabei ist zu beachten,  

„dass wir nur weiterarbeiten können, wenn wir ehrlich und sehr kritisch mit dem Zustand der Linken 

umgehen und keine rosarote Brille aufsetzen. Ich verstehe den Reflex, das Bedürfnis, in einer schlechten 

Situation Dinge besser darzustellen als sie sind, um Hoffnung zu schöpfen. Aber ich glaube, es ist wichtig, 

dass wir Hoffnung schöpfen aus den gesellschaftlichen Bedingungen und den Möglichkeiten, die darin 

liegen, und nicht wieder vorschnell anfangen, uns zu überschätzen“25,  

stellt Sarah-Lee Heinrich klar.  

Vielleicht bringt eine junge Klimaaktivistin den linksoppositionellen Zeitgeist auf den Punkt, wenn 

sie behauptet: „Aktivismus gegen Merz macht viel mehr Spaß als gegen die Ampel!“26 Wie lange 

der Spaß anhält, bleibt ungewiss. Denn zu den Fakten gehört auch, dass die Linkspartei vor allem 

von Umverteilungen innerhalb des im weitesten Sinne linken Lagers profitiert hat. Eine Verschie-

bung der Kräfteverhältnisse zugunsten emanzipatorischer Politik ist bisher nicht gelungen. Um 

das zu erreichen, wäre erforderlich, was es bisher nicht gibt – eine stärkere Verankerung und Mo-

bilisierung in der Konventionellen Arbeiterklasse, ohne die es gesellschaftliche Mehrheiten nicht 

gibt.  
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